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4 3 6 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die zivilrechtlichen Aspekte internatio-
naler Kindesentführung

4 3 7 . Beschluß Nr. 1/1990 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation
4 3 8 . EFTA-Ratsbeschluß Nr. 6/1989 betreffend Liberalisierung des Fischhandels samt Anlage und

Protokoll über das Einvernehmen betreffend die Einfuhr von Süßwasserfischen in die
Schweiz nach dem 1. Juli 1990
(NR: GP XVII RV 1243 W S. 142. BR: AB 3876 S. 530.)

4 3 9 . Erklärung über die Zurückziehung des österreichischen Vorbehalts zu Art. 13 Abs. 3 des
Übereinkommens über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht
auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen
(NR: GP XVII RV 964 AB 1225 S. 136. BR: AB 3840 S. 528.)

436. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. Juli 1990 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die zivilrechtlichen

Aspekte internationaler Kindesentführung

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige
Angelegenheiten des Königreichs der Niederlande
haben die Niederlande am 12. Juni 1990 für das
Königreich in Europa ihre Annahmeurkunde zum
Übereinkommen über die zivilrechtlichen Aspekte
internationaler Kindesentführung (BGBl.
Nr. 512/1988, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 234/1989) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Annahmeur-
kunde haben die Niederlande nachstehenden
Vorbehalt erklärt:

„Das Königreich der Niederlande verpflichtet
sich nur insoweit, die im Sinne des Art. 26,
2. Absatz, des Übereinkommens über die zivilrecht-
lichen Aspekte internationaler Kindesentführung,
geschehen in Den Haag am 25. Oktober 1980, sich
aus der Beigebung eines Rechtsanwaltes oder eines
Rechtsbeistandes oder einem Gerichtsverfahren
ergebenden Kosten zu übernehmen, als diese
Kosten durch sein System der Verfahrenshilfe und
Beistand gedeckt sind."

Gemäß Art. 6 des Übereinkommens wurde als
zentrale Behörde für das Königreich in Europa
bestimmt: The Ministry of Justice at The Hague.

Vranitzky
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(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELSASSOZIATION

BESCHLUSS DES RATES Nr. 1/1990
(in der 4. Sitzung am 1. März 1990 gefaßt)

ÄNDERUNG DES ANHANGS B DES ÜBEREINKOMMENS

EFTA/DC 1/90

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. In der Liste in der Beilage 2 zum Anhang B des Übereinkommens wird vor der Eintragung für die
Nummer ex 0403 folgende neue Ursprungsregel für die Nummern 0302 bis 0305 eingefügt:
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2. Die in diesem Beschluß festgelegte Regel wird für eine Probezeit von zwei Jahren ab Inkrafttreten des
Beschlusses angewendet und vor Auslaufen dieser Probezeit überprüft.

3. Falls sich die in diesem Beschluß festgelegte Regel für die betroffenen Wirtschaftszweige als nachteilig
erweisen sollte, kann jeder EFTA-Staat zu jedem Zeitpunkt während der Probezeit Konsultationen sowie
eine Überprüfung der Regel verlangen.

4. Dieser Beschluß tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. Tritt jedoch der Beschluß des Rates Nr. 6/1989 an diesem
Tag noch nicht in Kraft, so tritt der vorliegende Beschluß am selben Tag in Kraft wie der Beschluß
Nr. 6/1989 *).

5. Der Generalsekretär hinterlegt den Text dieses Beschlusses bei der schwedischen Regierung.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 438/1990

Vranitzky
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Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages:
EFTA-Ratsbeschluß Nr. 6/1989 betreffend Libera-
lisierung des Fischhandels, dessen Punkt I.1 betref-
fend Neufassung des Artikels 26 verfassungsän-
dernd ist, samt Anlage und Protokoll über das
Einvernehmen betreffend die Einfuhr von Süßwas-
serfischen in die Schweiz nach dem 1. Juli 1990 wird
genehmigt.
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(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

EFTA/DC 6/89
Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 6/1989

(in der 12. Sitzung am 14. Juni 1989 gefaßt)

ÄNDERUNG DES ÜBEREINKOMMENS

Änderungen der Artikel 26 und 38 sowie des
Anhangs E und Streichung der Artikel 27 und 28

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 44 des Übereinkommens *)
und

entschlossen, die interne EFTA-Zusammenarbeit
durch eine vollkommene Liberalisierung des EFTA-
internen Handels mit Fisch zu stärken,

BESCHLOSSEN:

I. Das Übereinkommen wird wie folgt geändert:

1. Artikel 26 lautet wie folgt:

„Fische und andere Meeresprodukte

1. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens
finden auf Fische und andere Meeresprodukte
Anwendung. Übergangsbestimmungen mit Bezug
auf diese Erzeugnisse sind im Anhang E festgelegt.

2. Der Rat kann Änderungen der Bestimmungen
des Anhangs E beschließen."

2. Artikel 27 wird gestrichen.

3. Artikel 28 wird gestrichen.

4. Der nachstehende Text des Artikels 38:

„Anhang E Liste der Fische und anderen Meeres-
produkte, auf die sich Artikel 26
Absatz 1 bezieht"

wird wie folgt geändert:

„Anhang E Übergangsbestimmungen für Fische
und andere Meeresprodukte"

5. Anhang E des Übereinkommens wird gemäß
dem Anhang zu diesem Beschluß geändert.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 100/1960

II. Die hiermit beschlossenen Änderungen des
Übereinkommens werden den Mitgliedstaaten zur
Annahme übermittelt. Die Änderungen treten am
1. Juli 1990 in Kraft, vorausgesetzt, daß sie bis dahin
von allen Mitgliedstaaten angenommen worden
sind. Falls die Änderungen nicht am 1. Juli 1990 in
Kraft treten, treten sie am ersten Tag des zweiten
Monats, der der Annahme durch den letzten
Mitgliedstaat folgt, in Kraft.

III. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinterle-
gen.

Anlage
zu EFTA/DC 6/89

ANHANG E

Übergangsbestimmungen für Fische und andere
Meeresprodukte

Artikel 1

Soweit keine Regelungen der Artikel 2 bis 4 dem
entgegenstehen, gelten für Fische und andere
Meeresprodukte aus Kapitel 3 des Harmonisierten
Systems ab 1. Juli 1990 die Bestimmungen dieses
Übereinkommens.

Artikel 2

Jede Art der staatlichen Beihilfen für die
Fischereiwirtschaft, welche mit Artikel 13 des
Übereinkommens unvereinbar ist, wird bis späte-
stens 31. Dezember 1993 beseitigt.

Artikel 3

Bezüglich der nachfolgenden Erzeugnisse kann
Schweden bis 31. Dezember 1993 mengenmäßige
Einfuhrbeschränkungen verfügen, falls dies zur
Vermeidung ernsthafter Störungen der schwedi-
schen Wirtschaft notwendig ist.
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Artikel 4

1. Bezüglich der nachfolgenden Erzeugnisse kann
Finnland seine gegenwärtigen Beschränkungen

vorübergehend aufrechterhalten. Bis spätestens
31. Dezember 1992 wird Finnland einen verbindli-
chen Zeitplan zur Beseitigung dieser Ausnahmen
vorlegen.

2. Solange Finnland seine gegenwärtigen Be-
schränkungen bezüglich Baltischer Heringe vor-
übergehend aufrechterhält, kann Schweden men-
genmäßige Einfuhrbeschränkungen für diese Er-
zeugnisse verfügen.

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DAS EINVERNEHMEN
BETREFFEND DIE EINFUHR VON SÜSS-

WASSERFISCHEN IN DIE SCHWEIZ NACH
DEM 1. JULI 1990

Ungeachtet der Bestimmungen des Artikels 26
des Übereinkommens in seiner durch Ratsbeschluß
Nr. 6 vom 14. Juni 1989 geänderten Fassung kann
die Schweiz ihre gegenwärtigen Einfuhrzölle für
Süßwasserfische der nachstehenden HS-Nummern
aufrechterhalten.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und
vom Bundeskanzler gegengezeichnete Annahmeur-
kunde wurde am 29. Juni 1990 bei der Regierung

Schwedens hinterlegt; der Beschluß tritt gemäß
seinem Punkt II mit 1. Juli 1990 in Kraft.

Vranitzky
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439.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Die Abgabe der nachstehenden Erklärung wird genehmigt.

Erklärung über die Zurückziehung des österreichischen Vorbehalts zu Axt. 13 Abs. 3 des
Übereinkommens über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem

Gebiet des Schutzes von Minderjährigen

(Übersetzung)

ERKLÄRUNG
Der von der Republik Österreich zu Artikel 13

Absatz 3 des Übereinkommens über die Zuständig-
keit der Behörden und das anzuwendende Recht auf
dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen *)
erklärte Vorbehalt wird zurückgezogen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 446/1975

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Erklärung
wurde am 8. Juni 1990 bei der Niederländischen Regierung hinterlegt; gemäß Art. 23, letzter Absatz, des
Übereinkommens erlischt die Wirkung des Vorbehaltes mit 7. August 1990.

Vranitzky


